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A N T R A G

zur Drs. …. 
der Abg. 
Harald Krüger, Olaf Böttger, Alexandra Dinges- Dierig, 
         
Lydia Fischer, Dr. Friederike Föcking, Hanna Gienow, Hjalmar Stemmann, Birgit Stöver (CDU) und Fraktion,

der Abg. 
Linda Heitmann, Jenny Weggen (GAL) und Fraktion,

der Abg. 
Anja Domres, Dr. Andreas Dressel, Elke Badde, Thomas Böwer,

Dr. Mathias Petersen, Dr. Monika Schaal, Dr. Martin Schäfer (SPD) und Fraktion

Betr.: Bericht des Gesundheitsausschusses ….. 
Gemäß § 26 des Hundegesetzes hat der Senat der Bürgerschaft - drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes - über Anwendung und Auswirkung des Gesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen berichtet (Drs. 19/1189). Im Rahmen der Vorlage dieses Berichtes ergibt sich die Gelegenheit zu weiteren punktuellen Änderungen des Hundegesetzes.

I. Die Bürgerschaft möge das folgende Gesetz beschließen:

Die Bürgerschaft nimmt den Senatsantrag aus der Drs. 19/1189 (Gesetz zur Änderung des 

Hundegesetzes und weiter Vorschriften) mit folgender Maßgabe an:

1.
In Artikel 1 des Gesetzes wird an die Ziffer 2.5 folgende Ziffer 2.6 angefügt:

2.6
In § 9 wird folgender Absatz 9 angefügt:


„Hunde, die jünger als zwölf Monate alt sind, sind von der Anleinpflicht nach 
§ 8 Absatz 1 befreit, wenn die Person, die mit dem Hund angetroffen wird, einen eindeutigen Nachweis über das Alter des Hundes (z.B. Zuchtpapiere, tierärztliche Altersbestimmung) bei sich führt und diesen auf Verlangen den Bediensteten der für die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden vorzeigt und zur Prüfung aushändigt.“

2.
In Artikel 1 des Gesetzes wird an die Ziffer 11 folgende Ziffer 12 angefügt:


12.
§ 26 erhält folgende Fassung:




„Der Senat berichtet der Bürgerschaft alle vier Jahre über die Anwendung und die Auswirkungen dieses Gesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen. Soweit der Bericht sich über die Kennzeichnung (§§ 6, 11 und § 15 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe d und § 25 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1), die Zuverlässigkeitsprüfung (§ 16) oder das Zentrale Register (§ 24) äußert oder sonst Belange des Datenschutzes berührt, ist die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte vorher zu hören. In einer jahresbezogen zu ermittelnden Statistik der Beißvorfälle macht der Senat gegenüber der Bürgerschaft insbesondere, soweit die hierfür erforderlichen Daten bereits erfasst sind, deutlich, 




1.
um wie viele verschiedene Tiere es sich bei den Beißvorfällen von einer Rasse gehandelt hat,




2.
in welchem Bezirk und inwieweit sich die Beißvorfälle im öffentlichen oder privaten Raum ereignet haben und




3.
welche Ursachen und Folgen der Beißvorfälle aktenkundig geworden sind.“

3.
Artikel 2 des Gesetzes erhält folgende Fassung:


Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes zur Neuregelung über das Halten und Führen von Hunden vom 26. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 37) erhält folgende Fassung:


„Artikel 1 §2 Absätze 1 und 3 tritt am 31. Dezember 2012 außer Kraft“.

4.
An Artikel 2 des Gesetzes werden folgende Artikel 3 und 4 angefügt:

„Artikel 3


Das Hundesteuergesetz in der Fassung vom 24. Januar 1995 (HmbBL I 61-k 1995), zuletzt geändert am 11. Juli 2007 (HmbGVBl. S. 236, 237) wird wie folgt geändert


1.
§ 6 wird wie folgt geändert:


1.1
In Absatz 1 wird Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 3 ersetzt: „Für das Halten von gefährlichen Hunden im Sinne des § 2 Absätze 1 bis 3 des Hundegesetzes vom 26. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am… [einzusetzen sind die Daten der Änderung des Hundegesetzes durch Artikel 1 des vorliegenden Gesetzes] (HmbGVBl. S. …) in der jeweils geltenden Fassung beträgt der Steuersatz 600 Euro. Satz 2 gilt nicht für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Absatz 1 des Hundegesetzes, die aus einem Tierheim im Sinne des § 9a Satz 2 erworben werden, sofern es sich um auf dem Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg gefundene Hunde oder um Hunde handelt, die auf Veranlassung der Freien und Hansestadt Hamburg im Tierheim untergebracht worden sind.“


1.2
Absatz 2 wird gestrichen.


2.
In § 7 Absatz 2 wird die Textstelle „§ 6 Absatz 2“ durch die Textstelle „§ 6 Satz 2“ ersetzt.


3.
In § 9a wird die Textstelle „§ 6 Absatz 2“ durch die Textstelle „§ 6 Satz 2“ ersetzt. 


4.
In § 9a Satz 2 werden hinter der Textstelle „sind Einrichtungen, die auch“ die Wörter „oder ausschließlich“ eingefügt.


Artikel 4
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.“

II. Der Senat wird ersucht,

1.
für widerlegbar gefährliche Hunde nach § 2 Absatz 3 Hundegesetz, die den Wesenstest nach § 5 Hundegesetz bestanden haben und sich in Obhut eines Tierheimes befinden, von der Gebühr für die Freistellung nach § 18 Absätze 1 und 2 Hundegesetz zu befreien

2.
die Bezirksämter noch einmal darauf hinzuweisen, dass die erlassene Globalrichtlinie zu den Auslaufzonen in der Praxis verstärkt und möglichst einheitlich umgesetzt wird. Dazu gehört insbesondere eine einheitliche und nachvollziehbare Kennzeichnung von Freilaufflächen,
3.
sich nach dem Rechtsgedanken der Sozialklausel aus § 25 Abs. 5 S. 2 HundeG dafür einzusetzen, dass die Anmeldegebühren bei sozialen Härtefällen von der FHH übernommen werden und zu prüfen, ob und inwieweit bei diesen Fällen auch bei den Kosten der Gehorsamsprüfung Unterstützung geleistet werden kann. Dieses schließt ein, sich gegenüber den nach SGB II und SGB XII zuständigen Stellen dafür einzusetzen, in derartigen Härtefällen die Möglichkeiten sozial angemessener Kostentragungsregelungen zu prüfen.

Begründung: 

Zu I. 

zu Nr. 1:
Die Sachverständigenanhörung hat den wertvollen Hinweis erbracht, dass es unter Tierschutzaspekten sinnvoll ist, Welpen und Junghunde in ihrer frühen Entwicklung und in ihrem natürlichem Nachlaufverhalten gegenüber ihrem Halter bzw. ihrer Halterin zu unterstützen. Diesem soll – ergänzend zu der vom Senat vorgeschlagenen Möglichkeit des Vorziehens der Gehorsamsprüfung (Drs. 19/1189) - mit einer befristeten Freistellung von der Leinenpflicht Rechnung getragen werden. 


zu Nr. 2:
Durch den Vier-Jahres-Rhythmus kann regelmäßig über den Fortbestand des Gesetzes entschieden werden. Die Beißstatistik ist – auch entsprechend der verfassungsgerichtlichen Vorgaben – noch nachvollziehbarer und transparenter zu gestalten, um eine valide Grundlage insbesondere über die Kategorisierung von Rassen zu schaffen. Durch den neuen Zusatz in § 26 wird in der Statistik der Beißvorfälle zukünftig auch deutlich, ob eine bestimmte Rasse tatsächlich überdurchschnittlich gefährlich ist, oder ob ein einziges (sehr aggressives) Tier die Statistik eventuell „verfälscht“. 
zu Nr. 3:
Um auch den verfassungsgerichtlichen strengen Vorgaben für Rasselisten noch stärker Rechnung zu tragen, wird die Geltung von Rasselisten zukünftig vollumfänglich und angekoppelt an die Evaluierungspflicht befristet. Damit muss der Gesetzgeber in regelmäßigen Zyklen selbst neu über die Fortgeltung der Rasselisten entscheiden.
zu Nr. 4:

Artikel 3 regelt die  Änderungen im Hundesteuergesetz, die notwendig sind, um künftig gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Absatz 1 Hundegesetz, die auf behördliche Veranlassung im Tierheim untergebracht worden sind und den Wesenstest bestanden haben, im Falle der Vermittlung nur mit dem einfachen Hundesteuersatz in Höhe von 90 Euro zu besteuern. 



Artikel 4 regelt das Inkrafttreten zum 01.01.2009. 

Zu II. 

1.

Die meisten der genannten Hunde leben in Tierheimen. Also zahlt die FHH die Unterbringungskosten. Die Vermittlung dieser Hunde an neue Halter liegt daher im Interesse der FHH, so dass es widersinnig ist, für diese wesensgetestete Hunde, die eindeutig nicht gefährlich sind, eine derart hohe Freistellungsgebühr zu verlangen.

2.

Die Beratungen haben gezeigt, dass es bei der Umsetzung der Globalrichtlinie zu den Hundeauslaufzonen teils erhebliche Unterschiede zwischen den Bezirken gibt. Auch gibt es in den sieben Bezirken zirka 20 verschiedene Schilder, die auf Freilaufflächen hinweisen. Hier sollte auch aus Gründen der Transparenz eine Vereinheitlichung angestrebt werden. Insgesamt ist der Bürgerschaft wichtig, dass für Hundehalter noch mehr Anreize gerade für das Ableisten der Gehorsamsprüfung gegeben werden.

3.

Dem Rechtsgedanken des § 25 Absatz 5 Satz 2 Hundegesetz folgend, sollen Härtefälle weiterhin vermieden werden. 

